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Abstract

Dieser Beitrag stellt die rechtlichen Rahmenbedingungen der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit der Schweiz spezifisch im Bereich der Wirtschaft dar.

Der Fokusist ein doppelter: Zum einen sind Unternehmendies- undjenseits der

Grenze auf tragfähige und durchsetzbare Marktzugangsregeln angewiesen,

welche die (möglichst) diskriminierungsfreie und reibungslose Ein- und Aus-

fuhr von Gütern und Dienstleistungen gewährleisten. Das einschlägige Wirt-

schaftsvölkerrecht enthält die entsprechenden Rechte und Pflichten. Zum an-

deren spielen grenzüberschreitende Foren eine wichtige Funktion als Impuls-

geber und Mediatoren auch im Bereich des Handels zwischen Grenzregionen.

Als taktgebende Akteure amten in der Bundesverwaltung das Eidgenössische

Departement für auswärtige Angelegenheiten (Direktion für Völkerrecht, Di-

rektion für europäische Angelegenheiten, Dienstfür grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit) und das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung

und Forschung (Staatssekretariatfür Wirtschaft). Ergänzend spielen kantonale

Stellen und private Trägerschaften eine wichtige Rolle (Koordinationsstellen für

Aussenbeziehungen, Industrie- und Handelskammern, interregionale Zusam-

menschlüsse). Problematisch ist die zurückhaltende Praxis des Bundesgerichts

zur unmittelbaren Anwendbarkeit von wirtschaftsvölkerrechtlichen Marktzu-

gangsgarantien.
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I. Einleitung

Gute Wirtschaftsbeziehungen der Schweiz mit den Nachbarländern sind volks-

wirtschaftlich von überragender Bedeutung. 44% des schweizerischen Aus-

senhandels spielte sich 2010 mit Deutschland, Frankreich, Italien und Öster-

reich ab.' Dabei stehen die Handelsbeziehungen mit den europäischen Wirt-

schaftsmotoren Bayern, Baden-Württemberg, Rhöne-Alpes und der Lombardei

im Vordergrund. In den letzten Jahren wurden rund 45% der Exporte nach

Deutschland und 40% der Importe aus Deutschland mit Baden-Württemberg

und Bayern abgewickelt.? Von den Exporten nach Frankreich entfielen rund ein

Drittel auf den Handel mit den GrenzregionenElsass, Franche-Comte und Rhö-

ne-Alpes, bei den Importen waren es rund ein Viertel.? Rund die Hälfte der
Ausfuhren nachItalien bzw. der Einfuhren ausItalien wurden mit den Grenzre-

gionen Piemont, Lombardei, Aostatal und Trentino-Alto Adige abgewickelt.‘
Ein ähnlichesBild zeigt sich mit Blick auf den Handel mit Österreich; die Grenz-

regionen Vorarlberg und Tirol sind für die schweizerische Wirtschaft wichtige

 

ı Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2012 und Botschaften zu Wirtschaftsvereinbarungen
sowie Bericht überzolltarifarische Massnahmenim Jahr 2012 vom 9. Januar 2013, BBI
2013 1257, 5. 1277.

2  Aussenwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), S. 1277; damit ist das Handelsvolumen der Schweiz
mit Baden-Württemberg beinahegleich gross wie dasjenige mit den USA (2010: CHF 31,4
Mrd.), während das Handelsvolumen zwischen der Schweiz und Bayern mit demjenigen
zwischen der Schweiz und Spanien (2010: CHF 11,4 Mrd.) oder Japan (2010: CHF 11,1
Mrd.) vergleichbar ist.

>  Aussenwirtschaftsbericht 2012 {Fn. 1}, S. 1277.

*  Aussenwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), S. 1277-1278.
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Partner. Die intensive wirtschaftliche Verflechtung wird durch den Umfang der
gegenseitigen Direktinvestitionen bestätigt (wobeihier detaillierte Zahlen für
die Grenzregionenfehlen). Im Jahr 2010 betrugen die schweizerischenInvesti-
tionen in den vier Nachbarländern CHF 113 Mrd., während die Investitionen
der vier Nachbarländerin der Schweiz CHF 150 Mrd. ausmachten.5

Dieser Beitrag stellt die RahmenbedingungenundLeitplanken der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit der Schweiz spezifisch im Bereich der Wirt-
schaft dar. Der Fokusist ein doppelter: Zum einen sind Unternehmendies- und
jenseits der Grenze auf tragfähige und durchsetzbare Marktzugangsregeln an-
gewiesen, welche den (möglichst) diskriminierungsfreien und reibungslosen
Import und Export von Gütern und Dienstleistungen gewährleisten. Das Anlie-
gen der Rechtssicherheit verlangt, dass Unternehmen ihre Geschäftsbezie-
hungen mit ausländischen Partnernverlässlich planen und entwickeln können.
Zum anderenspielen grenzüberschreitende Foren und Organismeneine wich-
tige Funktion als Impulsgeber und Mediatoren auch im Bereich des Handels
zwischen Grenzregionen. Kapitel Il. skizziert die einschlägigen Rechtsgrundla-
gen. Kapitel Ill. gibt einen Überblick über den Inhalt dieser Rahmenbedingun-
gen und Leitplanken. Dabei geht es primär um den Anwendungsbereich und
die Tragweite des einschlägigen Wirtschaftsvölkerrechts sowie um Netzwerke
und die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit im Rahmenspezieller Program-
me. Beispielhaft werden dabei die Neue Regionalpolitik (NRP) des Bundes und
INTERREG-Projekte der Europäischen Union (EU) vorgestellt. Kapitel IV. be-
nennt die hauptsächlichen Akteure der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit im Bereich der Wirtschaft und setzt sich kritisch mit der zurückhaltenden
Praxis des Bundesgerichts zur Anerkennung der unmittelbaren Anwendbarkeit
von staatsvertraglich garantierten Marktzugangsrechten auseinander. Kapitel
V. rundet die Ausführungenmit einem kurzen Epilog ab.

Es ist unerlässlich, für ein umfassendes Verständnis der wirtschaftlichen Ver-
netzung zwischen den Grenzregionen die weiteren Beiträge in diesem Sam-
melband zu konsultieren; dies gilt typischerweise für Aspekte des Arbeits-
marktes (Arbeitnehmerfreizügigkeit, Niederlassungs- und Dienstleistungsfrei-
heit), der Forschung und Innovation, der Energie, des Verkehrs (Strasse,
Schiene, Wasser, Luft), der Landwirtschaft, des Steuerrechts (Grenzgänger-
tum) und des Tourismus. Gleichzeitig erinnert das letztgenannte Themenfeld
paradigmatisch daran, dass sich die Rahmenbedingungenfür die schweizeri-
sche Exportindustrie mit der Aufwertung des Schweizer Frankensin denletz-
ten Jahren wesentlich verschlechtert haben. Der starke Schweizer Franken
wirkt sich spürbar auf die Handelsströme aus und stellt etwa den Schweizer

 

>  Aussenwirtschaftsbericht 2012 {Fn. 1), 5. 1277.
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Detailhandel («Einkaufstourismus») und gewerbliche Betriebe in den Grenzre-
gionen vor Probleme.° Darüber hinausist es für schweizerische Fachhändler
zeitweise schwierig, Produkte im Ausland zu angemessentiefen Preisen zu be-
ziehen; Wechselkursvorteile werden nur unvollständig weitergegeben.’ Diese
Wettbewerbsnachteile treffen Unternehmen in Grenzregionen in erhöhtem
Masse. Die Problematik der Frankenstärke und ihre Auswirkungen auf die
schweizerische (Export-)Industrie wird in diesem Beitrag nicht weiter themati-
siert.

ll. Rechtsgrundlagen

Die Gestaltung der Aussenwirtschaftspolitik fällt gemäss Art. 101 BV im We-
sentlichenin die ausschliessliche Kompetenz und Verantwortung des Bundes.®
Er kann sich dabei aller denkbaren Handlungsinstrumente bedienen. In der
Praxis steht das Staatsvertragsrecht im Vordergrund. Ausnahmsweise können
im Rahmen ihrer Zuständigkeitsbereiche auch Kantone Staatsverträge ab-
schliessen; Art. 56 BV begründeteine entsprechende(allerdings äusserst be-
schränkte) Kompetenz zur Regelung von (aussen-)wirtschaftlichen Sachverhal-
ten im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit (1.). Autonom
gesetztes Bundesrecht und kantonales Rechtist nur punktuell einschlägig. Im
Zentrum stehen Massnahmen zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit von
Grenzregionen(2.). Eine wichtige Funktion als Impulsgeber und Mediatoren
spielen grenzüberschreitende Foren und Programme(3.).

1.  Staatsvertragsrecht

1.1. Klassisches Wirtschaftsvölkerrecht

Im Zentrum des klassischen Wirtschaftsvölkerrechts stehen das WTO-Recht
und die bilateralen AbkommenSchweiz-EU. Entsprechende Abkommen nor-
mieren grundlegend einschlägige Rechte und Pflichten (auch) in Bezug auf

 

° Siehe dazu etwa Aussenwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), S. 1289-1291,
” Siehe zu den laufenden Revisionsbestrebungendes Kartellgesetzes von 1995 (KG, SR 251)

im Bereich der internationalen PreisdifferenzierungZirlick/Lüthi/Stüssi, S. 40-42.
®  Biaggini, Art. 101 Rz. 3; Hänni/Stöckli, Rz. 1561; Oesch (Gewaltenteilung), 5. 288; Veit/

Lehne, Art. 101 Rz. 3; siehe zum Handiungsspielraum der Kantone auch den Beitrag von
Giovanni Biaggini in diesem Band; Bericht über die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit und die Mitwirkung der Kantone an der Aussenpolitik vom 7. März 1994, BBI 1994
620, 5. 648-654;für konzise Übersichten über das schweizerische Aussenwirtschaftsrecht
Cottier/Arpagaus/Oesch, Rz. 1-58; Ziegler, Rz. 246-274; Trade Policy Review, Switzerland
and Liechtenstein, Report by the Secretariat, 19 March 2013 {WT/TPR/S/280).
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wirtschaftliche Aktivitäten, welche sich spezifisch zwischen schweizerischen

Grenzregionen und dem nahen Ausland abspielen:

Das Regelwerk der Welthandelsorganisation (World Trade Organization,

WTO)stellt für den internationalen Handel eine umfassende Grundordnung

mit zunehmend universellem Charakter dar.’ Es beruht auf dendrei Pfeilern

Warenhandel(General Agreementon Tariffs and Trade, GATT 1994), Dienst-

leistungshandel (GeneralAgreement on Tradein Services, GATS) und Rechte

des geistigen Eigentums (Agreement on Trade-Related Aspects of Intellec-

tual Property Rights, TRIPs-Abkommen). Ein spezielles Abkommen enthält

Bestimmungenüberdas öffentliche Beschaffungswesen (Agreementon Go-

vernment Procurement, GPA). Alle Nachbarstaaten der Schweiz sind WTO-

Mitglieder. Dasselbegilt für die EU als Ganzes, welcheihrerseits ein vollwer-

tiges WTO-Mitglied ist.

Der bilaterale Acquis Schweiz-EU besteht aus einem engen Vertragsnetz mit

rund zwanzig Hauptabkommen und mehrals hundert weniger bekannten

gegenseitigen Abmachungenin Form von Sekundärabkommen. Ausgangs-

punkt und Grundlage bildet das Freihandelsabkommen von 1972 (FHA

1972).'° Eine Vielzahl weiterer Abkommenvertieft und erweitert die präfe-

rentiellen Beziehungen. 1989 wurde das Versicherungsabkommen abge-

schlossen.!! Zu den Bilateralen | von 1999 gehören sieben Abkommen, wel-

che schwergewichtig ebenfalls Marktzugangsfragen regeln (Personenfreizü-

gigkeit, technische Handelshemmnisse, öffentliches Beschaffungswesen,

Landwirtschaft, Luftverkehr, Landverkehr und Forschung).”? Weitere Ver-

handlungen primär über leftovers, für welche im RahmenderBilateralenI

keine Einigung erzielt werden konnte, führten 2004 zur Unterzeichnung der

Bilateralen Il. Dieses Paket umfasst neun Abkommen, welche über den

hauptsächlich wirtschaftlichen RahmenderBilateralen | hinausgehen und

neue Bereiche auch der politischen und wissenschaftlichen Zusammenar-

beit betreffen (Zinsbesteuerung, Betrugsbekämpfung, Doppelbesteuerung

 

10

11

12

Abkommen vom 15. April 1994 zur Errichtung der Welthandelsorganisation (SR 0.632.20)
inkl. Anhänge.

Abkommen vom 22. Juli 1972 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (SR 0.632.401).

Abkommen vom 10. Oktober 1989 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft betreffend die Direktversicherung mit Aus-

nahmeder Lebensversicherung(SR 0.961.1).

Die bilateralen Abkommen inkl. erläuternde Begleittexte sind unter <www.europa.admin.

ch> einsehbar; siehe für eine Übersicht über die (vorliegend einschlägigen) Abkommen

der Bilateralen I und Il auch den Beitrag von Astrid Epiney in diesem Band.- Ein zentrales

Element bei der Umsetzung des Freizügigkeitsabkommensstellt das Entsendegesetz vom
8. Oktober 1999 (SR 823.20) dar; siehe dazu auch den Beitrag von Veronique Boillet in
diesem Band.
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der in der Schweiz wohnhaften pensionierten EU-Beamten,landwirtschaft-

liche Verarbeitungserzeugnisse, Statistik, Teilnahme an der Europäischen

Umweltagentur und an den Gemeinschaftsprogrammen im Bereich Film

und Bildung, Schengen/Dublin). 2009 wurde das revidierte Abkommen

über Zollerleichterungen und Zollsicherheit unterzeichnet.”

Weitere Staatsverträge mit der EU bzw. mit Nachbarstaaten ergänzen das mul-

tilaterale Regelwerk der WTO und die bilateralen Präferenzabkommenmit der

EU punktuell. Wenngleich sich ihr Regelungsinhaltin aller Regel nichtallein auf

die grenzüberschreitende Zusammenarbeit bezieht, entfalten solche Staats-

verträge ihre praktische Wirkung vor allem auch im Rahmen nachbarschaftli-

cher Wirtschaftsaktivitäten:

Eine Vielzahl von internationalen Übereinkommenbetrifft die Vereinfa-

chung der Zollverfahren und -formalitäten bei der Abwicklung von Ein- und

Ausfuhren von Gütern zwischen der Schweiz und ihren Nachbarstaaten.'®

Einige dieser Verträge sind beinahe biblischen Alters; so datiert etwa die

Übereinkunft betreffend die Kontrollierung des Verkehrs mit Getränken

zwischen der Schweiz und Frankreich von 1877.”

Für die Ein- und Ausfuhr von Erzeugnissen der Uhrenindustrie, welche für

den gesamten Jurabogenbeidseits der Grenze von grosser wirtschaftlicher

Bedeutungist, besteht seit 1967 ein spezielles Abkommenbetreffend die

Erzeugnisse der Uhrenindustrie (inkl. Werkzeuge und Maschinen, welche

für die Uhrenindustrie bestimmt sind).'*

Freizügigkeitsrechte, wie sie nicht nur durch das bilaterale Freizügigkeitsab-

kommen von 1999, sondern auch durch - immer noch geltende - Freund-

schafts-, Handels- und Niederlassungsverträge aus dem 19. Jahrhundert

garantiert werden, wirken sich insbesondere auch auf den Arbeitsmarkt in

Grenzregionen aus.” Dies gilt vor allem für die Dienstleistungserbringung

und das Grenzgängertum, wie die Ausübungdieser Freizügigkeitsrechte na-

 

13

14

15

16

17

Abkommen vom 25. Juni 2009 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Europäischen Gemeinschaft über die Erleichterung der Kontro!len und Formalitäten im

Güterverkehr und über zollrechtliche Sicherheitsmassnahmen{SR 0.631.242.05).

Solche Abkommenfindensich v.a. unter den SR-Nummern 0.631.242 bis 0.631.252.

Zusatzerklärung zur Übereinkunft vom 10. August 1877 betreffend die Kontrolle des Ge-
tränkeverkehrs zwischen der Schweiz und Frankreich (SR 0.631.242.349).

SR 0.632.290.13; Aussenwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), 5. 1288.
Vgl. etwa den Niederlassungs- und Konsularvertrag zwischen der Schweiz und Italien von

1868 (SR 0.142.114.541) und den Niederlassungsvertrag zwischen der Schweiz und Frank-

reich von 1882 (SR 0.142.113.491), wobei das Verhältnis dieser Verträge zum (deutlich)

jüngeren bilateralen Freizügigkeitsabkommenunklarist; siehe für eine restriktive Ausle-
gung von Rechten aus solchen Verträgen BGE 106Ib 125, E. 2b S. 127 f.; zum Arbeitsmarkt

auch den Beitrag von VeroniqueBoillet in diesem Band.
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turgemäss eine gewisse geographische Nähe zwischen Niederlassung bzw.

Wohnsitz und Ort der Dienstleistungserbringung bzw. Arbeitsort bedingt.

Vereinzelt regeln Staatsverträge expressis verbis Sachbereiche, welche die

grenzüberschreitende Zusammenarbeit bzw. wirtschaftliche Tätigkeit in Grenz-

regionen betreffen (wobei gewisse Regelungsbereichedieser Verträge mittler-

weile durch jüngere und umfassendere Staatsverträge wie etwa dasbilaterale

Freizügigkeitsabkommen von 1999 überlagert werden). Substantielle Regelun-

gen betr. Marktzugangfindensich in diesen Verträgenallerdings kaum:

Die Schweiz hat mit allen Nachbarstaaten Abkommen über den (kleinen)

Grenzverkehr abgeschlossen. Dazu gehören das schweizerisch-deutsche

Abkommen über den Grenz- und Durchgangsverkehr von 1958,'? das Ab-

kommen zwischen der Schweiz und Deutschland über den Grenzübertritt

von Personen im kleinen Grenzverkehr von 1970," das schweizerisch-öster-

reichische Abkommen über den Grenzverkehr von 1947,2° das Abkommen

zwischen der Schweiz und Österreich über den Grenzübertritt von Personen

im kleinen Grenzverkehr von 1973,?! das Abkommenzwischender Schweiz

und Frankreich betreffend den Grenzverkehr von 1946,?? die Vereinbarung

zwischen der Schweiz und Frankreich über die Arbeitskräfte im kleinen

Grenzverkehr”? und das Abkommen zwischen der Schweiz undItalien be-

treffend den Grenz- und Weideverkehr von 1953.”

Gemäss einem Vertrag zwischen der Schweiz und Deutschland von 1964

gehört die Gemeinde Büsingen am Hochrhein zum Zollgebiet der Schweiz

(Zollanschlussgebiet).2° Demgegenüberfindet das schweizerische Zollrecht

 

18

19

20

21

22

23

24

25

Abkommen vom 5. Februar 1958 über den Grenz- und Durchgangsverkehr zwischen der

Schweizerischen Eidgenossenschaft und Deutschland(SR 0.631.256.913.61).

Abkommen vom 21. Mai 1970 zwischen dem Schweizerischen Bundesrat und der Regie-

rung der Bundesrepublik Deutschland über den Grenzübertritt von Personen im kleinen

Grenzverkehr{SR 0.631.256.913.63).

Schweizerisch-österreichisches Abkommen vom 30. April 1947 über den Grenzverkehr(SR

0.631.256.916.31).

Abkommenvom 13.Juni 1973 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Republik Österreich über den Grenzübertritt von Personen im kleinen Grenzverkehr (SR

0.631.256.916.33).

Abkommen vom 1. August 1946 zwischen der Schweiz und Frankreich betreffend den

Grenzverkehr{SR 0,631.256.934.91).

Vereinbarung vom 15. Aprif 1958 zwischen der Schweiz und Frankreich über die Arbeits-

kräfte im kleinen Grenzverkehr{SR 0.142.113.498).

Abkommen vom 2. Juli 1953 zwischen der Schweiz undItalien betreffend den Grenz- und

Weideverkehr {SR 0.631.256.945.41).

Vertrag vom 23. November 1964 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und

der Bundesrepublik Deutschland über die Einbeziehung der Gemeinde Büsingen am

Hochrhein in das schweizerische Zollgebiet (SR 0.631.112.136).
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keine Anwendung auf die Bündner Talschaften Samnaun/Sampuoir sowie

Campione d’Italia (Zollausschlussgebiete).’°

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts schloss die Schweiz mit allen

Nachbarstaaten Übereinkünfte über die gegenseitige Zulassung der an der

Grenze domizilierten Medizinalpersonen zur Berufsausübung ab.?’ Diese

Staatsverträge sind immernochin Kraft (wobeiihr Verhältnis zum bilatera-

len Freizügigkeitsabkommenvon 1999unklarbleibt).

Spezifische Abkommen regeln die Fischerei in Gewässern, welche mehrere

Anrainerstaaten haben. Dies gilt etwa für das Abkommen zwischen der

Schweiz und Frankreich betreffend die Fischerei im Genfersee von 1980°°

und die Übereinkunft betreffend die Anwendunggleichartiger Bestimmun-

gen für die Fischerei im Bodensee von 1893 (Bregenzer Übereinkommen).??

Spezifische Abkommen regeln den Verkehr mit bestimmten Verkehrsmit-

teln bzw. auf bestimmten Gewässern in grenznahen Gebieten.” Solche Ab-

kommen enthalten regelmässig auch Bestimmungen zur kommerziellen

Nutzung. Dies gilt etwa für das Abkommen zwischen der Schweiz und

Frankreich betreffend die Schifffahrt auf dem Genfersee von 1976°', die

Vereinbarung zwischen der Schweiz und Deutschland über den gewerbli-

chen Strassenpersonen- und -güterverkehr von 1953° und das Abkommen

zwischen der Schweiz und Österreich über den grenzüberschreitendenVer-

kehr mit Motorfahrzeugenauf öffentlichen Strassen von 1958.”

 

26

27

28

29

30

31

32

33

Vel. dazu Cottier/Herren, Art. 3 Rz. 4, wonach der Ausschluss von Campioned’Italia auf

Völkergewohnheitsrecht beruht.

Übereinkunft mit dem Deutschen Reiche von 1884 (SR 0.811.119.136); Übereinkunft mit

Österreich-Ungarn von 1885 (SR 0.811.119.163); Übereinkunft mit Frankreich von 1889

(SR 0.811.119.349); Übereinkunft mitItalien von 1888 (SR 0.811.119.454.1); Übereinkunft

mit dem Fürstentum Liechtenstein von 1885 {SR 0.811.119.514).

Abkommen vom 20. November 1980 zwischen dem Schweizerischen Bundesrat und der

Regierung der Französischen Republik über die Fischerei im Genfersee (SR 0.923.21).

Übereinkunft vom 5. Juli 1893 betreffend die Anwendunggleichartiger Bestimmungen für

die Fischerei im Bodensee(SR 0.923.31).

Siehe für spezifische Regelungen zum Strassen-, Schienen- und Schifffahrtsverkehr den

Beitrag von Regula Herrmannin diesem Band.

Abkommen vom 7. Dezember 1976 zwischen dem Schweizerischen Bundesrat und der

Regierung der Französischen Republik betreffend die Schiffahrt auf dem Genfersee (SR

0.747.221.1).

Vereinbarung vom 17. Dezember 1953 zwischen dem Eidgenössischen Post- und Eisen-

bahndepartement und dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland

über den gewerblichen Strassenpersonen- und -güterverkehr (SR 0.741.619.136).

Abkommen vom 22. Oktober 1958 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und

der Republik Österreich über den grenzüberschreitenden Verkehr mit Motorfahrzeugen

auf öffentlichen Strassen (SR 0.741.619.163).
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1.2. Kleine Aussenpolitik

Die Kantone habenvon ihrem Recht, gestützt auf Art. 56 BV in ihren Zuständig-

keitsbereichen Staatsverträge abzuschliessen, in Bezug auf die Regelung

grenzüberschreitender wirtschaftlicher Aktivitäten nur sporadisch Gebrauch

gemacht.” Dies trifft etwa auf die folgendenBeispiele zu:

«e Diverse Kantone haben gegenüber dem Land Baden-Württemberg Gegen-

rechtserklärungen im Submissionswesen abgegeben(vgl. etwa die Gegen-

rechtserklärung des KantonsSt. Gallen vom 20. August 1994).?°

* Vereinzelt vereinbaren Kantone mit dem nahen Ausland spezielle Regelun-

gen über die Anerkennung von Fähigkeitsausweisen. So hat der Kanton

St. Gallen mit Österreich bzw. mit dem österreichischen Bundesland Nie-

derösterreich Gegenrechtsvereinbarungen über die Anerkennungvon Jagd-

karten (1976) bzw. der Jägerprüfung {1999) abgeschlossen.” Weiter hat der

Kanton St. Gallen eine Gegenrechtserklärung gegenüber dem Fürstentum

Liechtenstein über die Anerkennung von Fähigkeitsausweisen für Wirte

(1974) abgegeben.’

Diverse Kantone haben mit dem nahen Ausland weitere Verträge über Sach-

themen abgeschlossen, welche zumindest teilweise (auch) die grenzüber-

schreitende Wirtschaftstätigkeit betreffen. Dazu gehören etwa Verträge zur

Regelung der Abfallentsorgung und des Umweltschutzes, des grenzüberschrei-

tendenStrassen- und Schienenverkehrs oder andererInfrastrukturvorhaben.°®

Für entsprechende Hinweise wird auf die weiteren Beiträge in diesem Sam-

melband verwiesen.

 

3 Das Europäische Rahmenabkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit

zwischen Gebietskörperschaften von 1980 (Madrider Übereinkommeninkl. Zusatzpro-
tokolle; SR 0.131.1) bildet den rechtlichen Rahmenfür die grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit. Es fördert den Abschluss von grenzüberschreitenden Vereinbarungen zwi-

schen Gemeinden und Regionen beidseits einer Grenze. Diese Grundsätze werden mit

dem Übereinkommen zwischen Deutschland, Frankreich, Luxemburg und der Schweiz

(handelnd im Namender KantoneSolothurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau und

Jura) über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften

und örtlichen öffentlichen Stellen von 1996 (Karlsruher Übereinkommen;nichtin der SR

veröffentlicht) konkretisiert.

35 Systematische Gesetzessammlung des KantonsSt. Gallen (sG$) 736.51; zum Verhältnis

solcher Erklärungen zum Binnenmarktgesetz von 1995 (SR 943.02) Oesch/Zwald, Art. 6

R2.3.

3° Systematische Gesetzessammlung des KantonsSt. Gallen (sGS) 853.155 und 853.163.

3” Systematische Gesetzessammlung des KantonsSt. Gallen (sG$) 553.153.

3 Vel. dazu Tschudi, 5. 451, betr. Kanton Basel-Stadt.
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1.3. Spezialfall Fürstentum Liechtenstein

Die Schweiz und das Fürstentum Liechtenstein sind seit 1919 überein dichtes

Vertragsnetz eng verbunden.’ Gestützt auf den Zollvertrag von 1923 bilden

die beiden Nachbarstaaten eine Zollunion.” 1924 führte Liechtenstein den

Schweizer Franken als offizielles Zahlungsmittel ein; 1980 wurde die Wäh-

rungsunion staatsvertraglich geregelt.” Eine Vielzahl weiterer Abkommener-

gänzt diese grundlegenden Verträge.” Die enge wirtschaftliche Anbindung

wurde nach dem Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zum Europäischen

Wirtschaftsraum (EWR) am 1. Mai 1995 beibehalten und weiterentwickelt

(wobei ein kompliziertes Marktüberwachungssystem für das gute Funktionie-

ren der parallelen Verkehrsfähigkeit von Produkten, welche EWR-Vorschriften

bzw. schweizerischen Vorschriften entsprechen, sorgt).*?

2. Bundesrecht und kantonales Recht

Der Bundist bestrebt, optimale Rahmenbedingungenfür die grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit und den wirtschaftlichen Austausch zwischen Grenz-

regionen zu schaffen. Dabeifallen insbesonderedie folgenden Instrumenteins

Licht:

«e Im RahmenderPolitik der Europakompatibilität werden neue Gesetze und

Verordnungenwie auch die Änderung von bestehendenErlassen seit 1993

systematisch auf ihre Europaverträglichkeit überprüft.”* Damit wird das

schweizerische Bundesrecht — vorbehältlich helvetischer Sonderlösungen,

welche en pleine connaissance de cause selbstredend zulässig bleiben -

auch ohne staatsvertragliche Verpflichtungen laufend an das europäische

angeglichen. Davon profitieren gerade schweizerische Unternehmen in

Grenzregionen erheblich.

« Der Bund fördert die Wettbewerbsfähigkeit einzelner Regionen gestützt auf

das Bundesgesetz über die Regionalpolitik von 2006. Dabei werden auch

 

3 Vgl. dazu den Beitrag von Valentin Zellweger in diesem Band.

“© Vertrag vom 29. März 1923 zwischen der Schweiz und Liechtenstein über den Anschluss

des FürstentumsLiechtenstein an das schweizerische Zollgebiet (SR 0.631.112.514).

a Währungsvertrag vom 19. Juni 1980 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft

und dem Fürstentum Liechtenstein (SR 0.951.951.4).

22 Siehe für eine Übersicht Pelkmans/Böhler, S. 19-22.

3 Trade Policy Review, Switzerland and Liechtenstein, Report by the Secretariat, 19 March

2013 (WT/TPR/S/280), Box 2.1 (5. 31).

4 Siehe zur Europakompatibilitätsprüfung und zur Politik des autonomen Nachvollzugs

Europabericht 2006 vom 28. Juni 2006, BBl 2006 6815, $. 6831-6833; Spinner/Maritz,

5. 127-138; Oesch (Europäisierung), S. 27-38; Wyss, S. 717-728.
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Grenzregionen ausdrücklich als regionalpolitische Zielgebiete anerkannt

(Art. 6).*° Die Bundesversammlunglegt in einem achtjährigen Mehrjahres-

programm die inhaltlichen und geographischen Förderschwerpunkte und

-inhalte fest (Art. 14).” Ein wichtiges Element stellt die Teilnahme an

INTERREG-Programmen der EU dar.” In der Regionalpolitik tragen primär

die Kantone die Kompetenz und Verantwortung zur Förderung von Projek-

ten. Während sie Bundesmittel ausschliesslich für Vorhabeneinsetzen kön-

nen, welche dem Bundesgesetz über die Regionalpolitik entsprechen, sind

sie frei, Vorhaben mit eigenen Mitteln zu fördern, welche über densachli-

chen Geltungsbereich der Neuen Regionalpolitik (NRP) hinausgehen.

Der Bund finanziert Massnahmenfür eine effiziente und umweltverträgli-

che Bewältigung der für eine leistungsfähige Gesellschaft und Wirtschaft

erforderlichen Mobilität gestützt auf das Infrastrukturfondsgesetz von

2006.” Dabei können Beiträge auch für Massnahmen im grenznahen Aus-

land ausgerichtet werden.”

Darüber hinaus existieren auf Bundesebenesoweit ersichtlich keine rechtli-

chen Vorgaben, welche spezifisch den Handel zwischen Grenzregionen bzw.

die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in wirtschaftlichen Angelegen-

heiten betreffen.

Im kantonalen Recht finden sich nur vereinzelt entsprechende Erlasse. Diese

enthalten typischerweise Ausführungsbestimmungen zu staatsvertraglichen

Vereinbarungen.Die folgendenInstrumentestellen illustrative Beispiele dar:

Der Kanton Basel-Landschaft hat 1998 zwei Verordnungen betreffend die

Regelung des Kleingrenzverkehrs mit Frankreich bzw. Deutschland erlas-

sen.’ Diese Verordnungenstellen Ausführungserlasse der Abkommenmit

Frankreich bzw. Deutschland über den (kleinen) Grenzverkehr (von Perso-

nen) von 1946 bzw. 1970 dar.

 

45

46

47

48

49

50

Bundesgesetz über die Regionalpolitik (SR 901.0); dazu Aussenwirtschaftsbericht 2012

(Fn. 1), S. 1280; zum Ganzen auch Tschudi, S. 450-451; Die Regionalpolitik des Bundes,

herausgegeben durch das SECO, Bern 2008.

Vgl. Bundesbeschluss zur Festlegung des Mehrjahresprogrammsdes Bundes 2008-2015

zur Umsetzung der Neuen Regionalpolitik (NRP) vom 26. September 2007, BBl 2007

7495ff.

Dazu untenII.3.

Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 über den Infrastrukturfonds für den Agglomerations-

verkehr, das Nationalstrassennetz sowie Hauptstrassen in Berggebieten und Randregio-

nen (Infrastrukturfondsgesetz, IFG; SR 725.13).

Vel. Art. 17a Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Verwendungder zweckgebundenenMi-

neralölsteuer und der Nationalstrassenabgabe von 1985 (SR 725.116.2).

Systematische Gesetzessammiungdes KantonsBasel-Landschaft (SGS} 113.12 und 113.13.

12
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* Das Departementfür Justiz und Sicherheit des Kantons Thurgau hat 1983 in

zwei Weisungen Ausführungsbestimmungen zu den Abkommenzwischen

der Schweiz und Deutschland bzw. Österreich über den Grenzübertritt von

Personen im kleinen Grenzverkehr von 1970 bzw. 1973 erlassen.°'

3, Teilnahmein internationalen Foren und Programmen

Die Schweiz bzw. betroffene Kantone partizipieren in diversen internationalen

Foren, welche sich mit der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit befas-

sen.? In aller Regel beschäftigen sich entsprechende Zweckverbände im Rah-

men von Arbeitsgruppen und speziellen Programmen auch mit wirtschaftli-

chen Fragen. Dies gilt typischerweise etwa für die Internationale Bodensee

Konferenz(IBK), die Oberrhein-Konferenz, EURES-T Oberrhein, das Comite R&-

gional Franco-Genevois (CRFG), die Conference Trans Jurassienne (CT)) oder

die Regio Insubrica.

Von besonderer Bedeutungfür die Grenzregionenist darüber hinausdie Teil-

nahme an INTERREG-Projekten.? Entsprechende ProgrammesindTeil der EU-

Kohäsionspolitik. INTERREG V (2014-2020) beruht auf drei EU-Verordnun-

gen.’ In der Schweiz bildet das Bundesgesetz über die Regionalpolitik von

2006 die Grundlage für die Beteiligung der Schweiz an entsprechenden Pro-

grammen.°? Konkrete INTERREG-Projekte beruhen auf Einzelvereinbarungen

der beteiligten Projektpartner.

 

sı Systematische Gesetzessammlungdes Kantons Thurgau 142.611 und 142.62].

s2 Siehe dazu den Beitrag von Manuel Friesecke in diesem Band.

53» Aussenwirtschaftsbericht 2012 {Fn. 1), 5. 1280-1281.

ss Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. De-

zember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fondsfür regio-

nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen

Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäi-

schen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions-

fonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verord-

nung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates; Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen Fonds für

regionale Entwicklung und mit besonderen Bestimmungenhinsichtlich des Ziels «Inves-

titionen in Wachstum und Beschäftigung» und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.

1080/2006; Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen Sozialfonds und zur AufhebungderVer-

ordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates.

5 SR901.0.

un
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Ill. Inhalte

Die rechtlichen Vorgaben und Leitplanken beschlagen grundsätzlich zwei

Hauptfelder. Zum einen steckensie staatsvertraglich Möglichkeiten und Gren-

zen des gegenseitigen Marktzugangsab(1.). Zum anderen bezweckeninterna-

tionale Foren und Programme in den Grenzräumen der Schweiz, durch die

Förderung von Netzwerken und der Wettbewerbsfähigkeit die Rahmenbedin-

gungenfür grenzüberschreitende Wirtschaftsbeziehungen zu verbessern (2.).

1.  Marktzugang

Das einschlägige Staatsvertragsrecht enthält primär Regeln über den Marktzu-

gang(1.1.). Periodisch belasten Unstimmigkeiten überdie korrekte Auslegung

von entsprechenden Rechten und Pflichten die grundsätzlich guten nachbar-

schaftlichen Beziehungen. Der Taxistreit zwischen der Schweiz und Deutsch-

land bzw. Österreichstellt ein aktuelles Beispiel dar (1.2.).”°

1.1. Allgemeines

Das WTO-Rechtstellt für den schweizerischen Aussenhandel das grundlegen-

de Fundament dar.” Die zentralen Anliegen des GATT 1994liegenin der Bin-

dung und im Abbau von Zöllen (tarifäre Massnahmen) sowie in der Beseiti-

gung mengenmässiger Beschränkungen und Massnahmen gleicher Wirkung

(nicht-tarifäre Massnahmen) für den Warenhandel. Das GATS enthält Grund-

sätze für die schrittweise Liberalisierung des Marktzugangesfür Dienstleistun-

gen. Länderspezifische Listen enthalten entsprechende Verpflichtungen. Das

TRIPs-Abkommenstatuiert einen materiellen und prozessualen Mindestschutz

im Bereich der Immaterialgüterrechte. Die Grundordnung des WTO-Rechts

beruht wesentlich auf den folgendenPrinzipien, welche für alle Abkommenin

ähnlicher Weise einschlägig sind:

s Als Kardinalsprinzip wirkt der Grundsatz der Nichtdiskriminierung. Er be-

zweckt, gleiche Wettbewerbsbedingungenfür Waren und Dienstleistungen

unabhängig ihrer Herkunft zu schaffen, und manifestiert sich in den zwei

Ausprägungen der Meistbegünstigung(Art. | GATT 1994,Art.Il GATS, Art. 4

TRIPs-Abkommen) und der Inländerbehandlung(Art. II! GATT 1994, Art. XVII

 

56 Siehe für aktuelle Hindernisse, mit denen schweizerische Unternehmenbei der grenz-

überschreitendenDienstleistungserbringung im nahen Ausland konfrontiert werden, Aus-

senwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), 5. 1285-1286.

57” Siehe für eine Übersicht über das WTO-RechtCottier/Arpagaus/Desch, Rz. 18-32.

15

16

17



18

320 3.2 Wirtschaft

GATS, Art. 3 TRIPs-Abkommen), wobei Funktion und Anwendungsweise je

nach Abkommenvariieren.

e Den Abkommenist gemeinsam, dass sie nicht einseitig einer unkontrollier-

ten Marktöffnung und Liberalisierung das Wort reden, sondern durch Aus-

nahmebestimmungen Raum für die Verfolgung anderweitiger und ebenso

legitimer Politikziele belassen. Im Zentrum stehen die allgemeinen Ausnah-

men zum Schutz der öffentlichen Moral, der menschlichen Gesundheit und

der Umwelt (Art. XX GATT 1994, Art. XIV GATS), die Ausnahmen zugunsten

der nationalen Sicherheit (Art. XXI GATT 1994, Art. XIV®® GATS) und Schutz-

massnahmen(Art. XIX GATT 1994 i.V.m. mit dem Abkommenüber Schutz-

massnahmen). Auch das TRIPs-Abkommenenthält Bestimmungenüberdie

angemessene Berücksichtigung legitimer öffentlicher Interessen (Art. 7, 8,

17, 30, 31 TRIPs-Abkommen).

Das engmaschige Vertragsnetz mit der EU ergänzt die multilaterale Ordnung

und schafft präferentiellen Marktzugang für schweizerische Waren und (zu-

mindest punktuell) Dienstleistungen im europäischen Ausland.°® Das Freihan-

delsabkommen(FHA) von 1972 eliminiert Zölle und zollgleiche Abgaben(Art. 3

und Art. 6 FHA) sowie mengenmässige Einfuhrbeschränkungen und Massnah-

mengleicher Wirkung(Art. 13 FHA) im Bereich der Industriegüter. Einfuhrbe-

schränkungen sind nurmehr erlaubt, wenn sie einem legitimen öffentlichen

Interesse entsprechen und die Verhältnismässigkeit wahren(Art. 20 FHA). Das

Abkommen enthält Vorschriften über die Gewährung staatlicher Beihilfen

(Art. 23 Abs. 1 lit. iii FHA). Kartellabreden und wettbewerbsbeschränkende

Praktiken gelten als mit dem guten Funktionieren des Abkommens unverein-

bar (Art. 23 Abs.1 lit. i und ii FHA). Das Versicherungsabkommen von 1989

gewährt Versicherern Marktzugangim Bereich der direkten Schadensversiche-

rung; dazu gehört auch die Gründung von Agenturen und Zweigniederlassun-

gen. Diverse AbkommenderBilateralen | und Il enthalten einschlägige wirt-

schaftsrechtliche Vorgaben. Im Vordergrund stehen die folgenden Marktzu-

gangsabkommen; Das Abkommen über bestimmte Aspekte des öffentlichen

Beschaffungswesens dehnt den Anwendungsbereich des WTO-Übereinkom-

mens auf die schweizerischen Gemeinden und Bezirke aus und unterstellt

auch gewisse Vergabestellen in den Bereichen Wasser-, Energie- und Verkehrs-

versorgung sowie Telekommunikation der Ausschreibungspflicht. Das Abkom-

men überdie gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungenregelt

die gegenseitige Vereinfachung und Anerkennung von Bewertungsstellen. Mit

dem Abkommenüber denLuftverkehr übernimmtdie Schweiz die materiellen

Wettbewerbsbestimmungen der EU für den Bereich des Luftverkehrs (Art. 8

 

s® Siehe für eine eingehende Darstellung der Bilateralen I und I! die Beiträge im sammelband

von Thürer/Weber/Portmann/Kellerhals (Hrsg.).
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und Art. 9 LVA); ebenso verbietet das Abkommenstaatliche Beihilfen, welche

den Wettbewerb verfälschen (Art. 13 LVA). Das Freizügigkeitsabkommen

führt schrittweise die Grundregeln der unionalen Personenfreizügigkeitein;

erfasst werden unselbständige Erwerbstätige (Arbeitnehmerfreizügigkeit),

selbständig Erwerbstätige (Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit) sowie

Nicht-Erwerbstätige.®° Das Landwirtschaftsabkommen und das Abkommen

über landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse erleichtern den Handel mit

Agrarprodukten und Verarbeitungserzeugnissen. Dies geschieht durch den Ab-

bau tarifärer und nicht-tarifärer Handelshemmnisse in bestimmten Produkte-

segmenten(z.B. für Käse, Schokolade, Kaffee, Biskuits oder Teigwaren).

Sachspezifische Abkommen mit den Nachbarstaaten erleichtern den grenz-

überschreitenden Handelweiter. Im Zentrum stehen die Abkommen über den

(kleinen) Grenzverkehr. Solche Abkommen enthalten typischerweise Vor-

schriften über den nachbarlichen Warenverkehr zwischen Zollgrenzzonen,

welche sich in der Regel entlang der gemeinsamen Grenzen(bzw.der Seeufer)

auf eine Tiefe von 10 km erstrecken. Dazu gehören etwa Bestimmungen über

den land- und forstwirtschaftliichen Bewirtschaftungsverkehr (inkl. Weide-

gang), die Einfuhr persönlicher Verpflegung, Arzneimittel und Waren zum vor-

übergehenden Gebrauch, Waren zum ungewissen Verkauf, die Zollbefreiung

für gewisse Produkte (z.B. Befreiung von allen Abgaben und Gebühren auf die

Einfuhr von Kartoffeln und Frischgemüse, welche in der österreichischen

Grenzzone ihren Ursprung haben, zum Verkauf auf schweizerischen Märkten

bis max. 40 bzw. 60 kg pro Tag), den Veredelungsverkehr und veterinärpolizei-

liche Erleichterungen.°! Abkommen überden(kleinen) Grenzverkehr enthal-

ten häufig Regeln über die Erleichterung des Personenverkehrs zwischen na-

mentlich aufgeführten Regionen in Grenznähe (wobei entsprechende Vor-

schriften mittlerweile durch das Freizügigkeitsabkommenvon 1999 überlagert

werden). Spezifische Abkommenregeln den grenzüberschreitendenStrassen-,

Schienen- und Wasserverkehr.% So enthalten etwa die Vereinbarung zwischen

der Schweiz und Deutschland über den gewerblichen Strassenpersonen- und

-güterverkehr von 1953 und das Abkommenzwischen der Schweiz und Öster-

reich über den grenzüberschreitenden Verkehr mit Motorfahrzeugen auf öf-

 

5» Siehe dazu den Beitrag von Regula Dettling-Ott in diesem Band.

so Siehe dazu den Beitrag von Veronique Beoillet in diesem Band.

si Yel. etwa BGE 138 Il 524 zum Verhältnis des Abkommens vom 2. Juli 1953 zwischen der

Schweiz und Italien betreffend den Grenz- und Weideverkehr(SR 0.631.256.945.41) und

dem Zollgesetz vom 18. März 2005 (SR 631.0) betreffend Zollerleichterungen auf land-

wirtschaftliche Produkte innerhalb einer Zone von zehn Kilometern entlang der schwei-

zerischen Staatsgrenzen, wobei die Berechnungdieserprivilegierten Grenzzonen unter-

schiedlich geregelt wird.

e2 Siehe dazu den Beitrag von Regula Herrmannin diesem Band.

19
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fentlichen Strassen von 1958 spezifische Bestimmungen über das Recht,

grenzüberschreitende Taxifahrten durchzuführen — wobeidie Tragweite dieser

Bestimmungenundihr Verhältnis zum Freizügigkeitsabkommen von 1999 um-

stritten sind, wie ein Blick auf den Taxistreit zwischen der Schweiz und Deutsch-

land bzw. Österreich anschaulichillustriert.

1.2. Spezieller Fokus: Taxistreit

Für deutsche und österreichische Taxichauffeureist es ein lukratives Geschäft,

Gäste zum Flughafen Zürich zu befördern bzw. umgekehrt Gäste am Flughafen

Zürich abzuholen undin grenznahe Ortschaften im Ausland zu führen. Wäh-

rend Jahrzehnten wurden solche Taxifahrten durch ausländische Taxiunter-

nehmendurchgeführt und nicht beanstandet. Das hat sich vor einigen Jahren

geändert. Unter dem Druck einheimischer Taxiunternehmen entschied der

Stadtrat Kloten im Sommer 2010, das Taxiregime am FlughafenZürich restrik-

tiver auszugestalten. Den in Deutschland und Österreich domizilierten Taxifah-

rern sollte es neu verbotensein, am Flughafen Zürich Fahrgäste aufzunehmen.

Der Stadtrat Kloten stützte sich dabei auf die beiden Staatsverträge mit

Deutschland und Österreich von 1953 bzw. 1956.% Diese Staatsverträge sehen

in der Tat nur im grenznahen Raum, nämlich 5 bzw. 10 km diesseits und jen-

seits der Grenze, umfassende gewerbsmässige Beförderungsrechte vor (8 3

der Vereinbarung mit Deutschland von 1953, Art. 4 des Abkommens mit Ös-

terreich von 1958). Die angekündigte Praxisänderungstiess bei ausländischen

Taxianbietern erwartungsgemäss auf wenig Gegenliebe. Sie argumentierten,

grenzüberschreitende Taxidienstleistungen seien nicht nur mit Blick auf die

jahrzehntelang unangefochtene Praxis weiterhin umfassend zuzulassen, son-

dern - zumindest während maximal 90 Tagen pro Jahr - auch gestützt auf das

Freizügigkeitsabkommen von 1999 (vgl. Art. 5 FZA i.V.m. Art. 17-21 Anhang|

FZA); dieses Abkommensei gestützt auf den Grundsatz lex posterior derogat

legi priori allein einschlägig. Selbst das Europäische Parlament schaltete sich in

die Diskussion ein, Es zeigte sich im Herbst 2010 «besorgt über die jüngsten

Entwicklungen auf dem Flughafen Zürich-Kloten, wo die schweizerischen Be-

hörden Taxis aus der Bundesrepublik Deutschland und aus Österreich die Ge-

nehmigungzur Beförderung von Fahrgästen verweigert haben» und forderte

«die Kommission nachdringlich auf, diese Frage eingehend zu prüfen».°*

Auf Intervention des Bundes stoppte der Stadtrat Kloten das Vorhaben, den

Marktzugang für ausländische Taxiunternehmen einzuschränken. Eine Ar-

 

#3 Tagesanzeiger vom 5. März 2013; siehe für die beiden Staatsverträge Fn. 32 und 33.

6°  Entschliessung des Europäischen Parlaments vom 7. September 2010 zu dem Thema

EWR-Schweiz: Hindernisse für die vollständige Verwirklichung des Binnenmarktes, P7_TA
(2010) 0300, Rz. 13.
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beitsgruppe mit Vertretern des Bundes, des Kantons Zürich, der Gemeinde

Kloten und des Flughafens einigte sich 2011 darauf, dass es deutschen und

österreichischen Taxiunternehmenerlaubt sein soll, während 90 Tagen pro

Jahr Fahrgäste an den Flughafen Zürich zu bringen oder von dort auf Bestel-

lung abzuholen.°° Mit Beschluss vom 21. August 2012 wies der Stadtrat Kloten

diverse Anträge auf Feststellung der Widerrechtlichkeit dieser Lösung ab. Am

7. Februar 2013 hiess der Bezirksrat Bülach einen gegendiesen Beschluss des

Stadtrates Kloten erhobenen Rekurs demgegenübergut. Gestützt auf ein Gut-

achten des Europainstituts der Universität Zürich (EIZ) kam der Bezirksrat

Bülach zum Schluss, dass das Freizügigkeitsabkommenauf Taxidienstleistun-

gen nicht anwendbarsei.“ Einschlägig seienallein die Verträge mit Deutsch-

land und Österreich von 1953 bzw. 1956. Die Industrie- und Handelskammer

(IHK) Hochrhein-Bodensee und eine Vielzahl von betroffenen Taxiunterneh-

men im nahen Ausland haben gegen den Beschluss des Bezirksrates Bülach

Beschwerde beim Zürcher Verwaltungsgericht eingereicht.‘ Ein Entscheid des

Verwaltungsgerichts wird frühestens im Frühsommer2014 erwartet.

Damit ist das letzte Wortin dieser leidigen Angelegenheit noch nicht gespro-

chen. Juristisch scheint die Sachlagein der Tat verzwickt. Mit Blick auf die Tat-

sache, dass der Taxistreit politisch mit dem Fluglärmstreit zwischen der

Schweiz und Deutschland verknüpft wordenist und sich zu einem veritablen

diplomatischen Zankapfel entwickelt hat, scheint nicht ausgeschlossen, dass

der Zugang ausländischer Taxiunternehmen zum schweizerischen Markt durch

die politischen Entscheidungsträgerin Bern und Berlin bzw. Wien (neu) ausge-

handelt wird.

2. Förderung von Netzwerken und Wettbewerbsfähigkeit

Foren der Zusammenarbeit in den Grenzräumen der Schweiz zielen primär

darauf ab, die Rahmenbedingungen für die grenzüberschreitenden Wirt-

schaftsbeziehungen zu verbessern. Im Rahmen der Neuen Regionalpolitik

{NRP) unterstützt der Bund die Kantone mit Finanzhilfen für Projekte zur Stär-

kung der Wettbewerbsfähigkeit der Grenzregionen(2.1.). Eine wichtige Rolle

spielt die Beteiligung der Schweiz an INTERREG-Programmen (2.2.).

 

#5 Neuigkeit des Stadtrates Kloten vom 5. März 2013, einsehbar unter <www.kloten.ch> und

Link zu Neuigkeiten/Newsarchiv; Tagesanzeiger vom 5. März 2013.

ss Bezirksrat Bülach, Beschluss Nr. 45 vom 7. Februar 2013, E. 3.4.

#7 Handelszeitung vom 2. April 2013; die Beschwerde der IHK Hochrhein-Bodenseeist unter

<www.konstanz.ihk.de> einsehbar.
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2.1. Allgemeines

Die Schweiz bzw. betroffene Kantone partizipierenin diversen internationalen
Foren, welche sich mit der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit befas-
sen.In aller Regel beschäftigen sich entsprechende Zweckverbände im Rah-
men von Arbeitsgruppen und speziellen Programmen auch mit wirtschaftli-
chen Fragestellungen. Diesgilt beispielhaft für die folgenden grenzüberschrei-
tend tätigen Verbunde:*

e Die Internationale Bodensee Konferenz(IBK) setzt sich unter anderem für
die Entwicklung und Stärkung der nachbarschaftlichen Wirtschaftsbezie-
hungenund des grenzüberschreitenden Arbeitsmarktesein. Dies geschieht
vor allem durch die Schaffung attraktiver rechtlicher und wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen, die Unterstützung von Innovationen, den Ausbau
von Infrastruktur und Bildungsangebot und die Zusammenarbeit im Touris-
mus. Zu diesem Zweck hat die Konferenz eine Kommission Wirtschaft
eingesetzt.’° Eine ähnliche Stossrichtung verfolgt die Vereinigung der Bo-
densee Industrie- und Handelskammern (B-IHK}, welche aus sechs Wirt-
schaftskammern mit Sitz in Deutschland, Österreich und der Schweiz zu-
sammengesetzt ist.’!

* Die Oberrhein-Konferenz beschäftigt sich im Bereich der nachbarschaftli-
chen Wirtschaftszusammenarbeit insbesondere mit den Auswirkungen der
Erweiterung der EU, der Vertiefung der Zusammenarbeit in den zukunfts-
trächtigen Sektoren und der Entwicklung eines Standortmarketings für den
Oberrhein.”? Zu diesem Zweck hat die Arbeitsgruppe Wirtschaftspolitik di-
verse Expertenausschüsse eingesetzt, welche sich mit Fragen des Grenz-
gängertums, der Wirtschaftsförderung, des Tourismus und derBeseitigung
von Wettbewerbshemmnissen («Schnellreaktionsliste») befassen.

EURES-T Oberrhein ist ein deutsch-französisch-schweizerisches Kooperati-
onsnetzwerk, das den Abbau von Mobilitätshindernissen sowie die Verbes-
serung des grenzüberschreitenden Arbeitsmarktes am Oberrhein be-
zweckt.”® Im Rahmen von EuREs-T Oberrhein arbeiten arbeitsmarktrelevan-
te Akteure aus Deutschland, Frankreich und der Schweiz zusammen. Dieses
Netzwerk deckt die trinationale Region Oberrhein ab, d.h. das Elsass, Teile

 

#® Siehe dazu denBeitrag von ManuelFriesecke in diesem Band.
Siehe für weitere grenzüberschreitende Organismen und Euroregionen <www.eda.admin.
ch> und Link zu Themen/Grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Schweiz.
<www.bodenseekonferenz.org> und Link zu Handlungsfelder und Projekte/Kommission
Wirtschaft.
<www.bodensee-wirtschaft.org>.
<www.oberrheinkonferenz.ch> und Link zu Wirtschaft.
<www.eures-t-oberrhein.eu>.
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von Baden-Württemberg, Teile von Rheinland-Pfalz und die Nordwest-

schweiz.

e Im Rahmender Conförence Trans Jurassienne (CT}) beschäftigt sich eine Ar-

beitsgruppe mit der gemeinsamen wirtschaftlichen Entwicklung des Ge-

biets Franche-Comte/Arc Jurassien suisse.’* Sie hat eine Reihe von Studien

erstellt.

Mittels Programmvereinbarungen, welche zwischen Bund und Kantonen ab-

geschlossen werden, könnenInitiativen und Projekte, welche die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit betreffen und zur Stärkung der Wettbewerbsfä-

higkeit der Grenzregion beitragen, mit Finanzhilfen unterstützt werden. Ge-

stützt auf das laufende Mehrjahresprogramm (2003-2015) sollen in erster

Priorität die wettbewerbsfähigen Rahmenbedingungenfür die regionale Ex-

portwirtschaft (Industrie und Tourismus) verbessert werden.” Ein beispielhaf-

tes NRP-Projektist der Nano-Cluster Bodensee (NCB).”® Im Rahmendieses Pro-

jekts wird die wirtschaftliche Umsetzung von Forschungsergebnissenin Mikro-

und Nano-Technologien im vorwettbewerblichen und überbetrieblichen

Bereich gefördert. Dabei werden Ansprechpartner vermittelt und die Entwick-

lung von Produkten und Prozessen unterstützt. Zur Trägerschaft gehören Un-

ternehmen, Bildungs- und Forschungseinrichtungen aus Deutschland, Öster-

reich und der Schweiz {Verein Mikro- und Nanotechnologie Euregio

Bodensee).’” Auf Schweizer Seite sind mittlerweile sechs Kantone involviert

(St. Gallen, Thurgau, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden,Zü-

rich). Die kantons- und länderübergreifende Zusammenarbeit funktioniert so-

weit ersichtlich gut.

2.2. Spezieller Fokus: INTERREG-Programme

Von besonderer Bedeutungfür die Grenzregionenist die Teilnahme an INTER-

REG-Projekten der EU.”® Die Schweiz beteiligt sich seit Anfang der 1990erJahre

an solchen Projekten. Zurzeit wird die fünfte Programmperiode INTERREG V

(2014-2020) unter dem Titel «Europäische territoriale Zusammenarbeit»

(ETZ) aufgegleist. Dabei werden Projekte gefördert, welche die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit (INTERREG A),die transnationale Zusammen-

 

74 <www.conference-transjurassienne.org> und Link zu Les groupesdetravail.

75 Bundesbeschluss zur Festlegung des Mehrjahresprogramms des Bundes 2008-2015 zur
Umsetzung der Neuen Regionatpolitik (NRP) vom 26. September 2007, BB! 2007 7495ff.

<www.seco.admin.ch> und Link zu Standortförderung/Regional- und Raumordnungspoli-

tik/Neue Regionalpolitik; diese Website bietet darüber hinaus eine Übersicht über weite-

re beispielhafte NRP-Projekte.

7 <www.nch.ch/wordpress_neu>.

?®  Aussenwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), 5. 1280-1281.
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arbeit (INTERREG V B) unddie interregionale Zusammenarbeit (INTERREG Eu-

rope) betreffen. Für die Teilnahme an entsprechenden Programmenin der

Programmphase 2007-2013stellte der Bund im Rahmen der NeuenRegional-

politik insgesamt 40 Mio. CHF zur Verfügung.”

Die Schweiz nahm in der Periode 2007-2013 an sieben INTERREG-Program-

men teil. Im Rahmen von INTERREG IV A beteiligt sich die Schweiz an den

Programmen«ltalien-Schweiz», «Frankreich-Schweiz», «Oberrhein» und «Al-

penrhein-Bodensee-Hochrhein». Ein Beispiel stellt die Plattform «Handwerk

Bodensee» dar, welche der Arbeitskreis Handwerk der Internationalen Boden-

seekonferenz entwickelt hat. Dieses Projekt bezweckt, die Wirtschaftsbezie-

hungen von Handwerks- und Gewerbebetrieben im Bodenseeraum zu vertie-

fen, administrative Hürden bei der grenzüberschreitenden Dienstleistungser-

bringung abzubauen und bestehende Beratungsleistungen besser zu

vernetzen.Im Rahmen von INTERREGIV B beteiligt sich die Schweiz an den

Programmen «Nordwesteuropa» und «Alpenraum». Ebenso unterstützt die

Schweiz diverse Projekte im Rahmen von INTERREG IV € zur Förderung des

Erfahrungsaustausches und desTransfers von Good Practices.

Ein externer Evaluationsbericht von Februar 2013 bestätigt die positiven Aus-

wirkungen der Teilnahme der Schweiz an den verschiedenen INTERREG-Pro-

grammen.® Gestützt darauf hat das Eidgenössische Departementfür Wirt-

schaft, Bildung und Forschung (WBF) beschlossen, die Schweizer Teilnahme

auch 2014-2020 im Rahmen der Neuen Regionalpolitik (NRP) zu fördern.°” In

der neuen Programmperiode 2014-2020 wird sich die Schweiz aller Voraus-

sicht nach an denselben Programmen beteiligen. Zudem wird sie in die Erar-

beitung und Umsetzung der Makroregionalen Strategie Alpenraum (EUSALP),

einem neuenInstrumentzur Koordination der Entwicklung im Alpenraum,ein-

gebundensein.?*

 

”  <www.regiosuisse.ch> und Link zu ETZ/INTERREG; für eine Übersicht über die Beteili-

gung der Schweiz an INTERREG Zumbusch/Quiquerez/Scherer, S. 3-5; INTERREG und die

Schweiz: Ein bereichernder Austausch, herausgegeben von den regionalen und nationa-

len Koordinationsstellen INTERREG IV der Schweiz, SECO und regiosuisse, 2010.

INTERREG und die Schweiz: Ein bereichernder Austausch, herausgegeben von den regi-

onalen und nationalen Koordinationsstellen INTERREG IV der Schweiz, SECO undregio-

suisse, 2010.
<www.bodenseekonferenz.org> und Link zu Handlungsfelder und Projekte/Wirtschaft/AK

Handwerk und Gewerbe.

Zumbusch/Quiquerez/Scherer, S. 66-71.
Mitteilung des SECO vom 14.April 2013, einsehbar unter <www.seco.admin.ch> und Link

zu Standortförderung/Regional- und Raumordnungspolitik/Neue Regionalpolitik.

<www.ec.europa.eu/regional_policy/cooperate/alpine/index_en.cfm#2>.
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IV. Akteure und verfahrensrechtliche Aspekte

Hauptsächliche Akteure in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im
Bereich der Wirtschaft sind die Bundesbehörden (Direktion für europäische
Angelegenheiten DEA, Direktion für Völkerrecht DV, Dienst für grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit im EDA, Staatssekretariat für Wirtschaft SECO).
Ergänzend spielen auch kantonale Stellen (Koordinationsstellen für Aussenbe-
ziehungen) eine praktisch wichtige Rolle (1.). Problematischist die zurückhal-
tende Praxis der schweizerischen Gerichte zur unmittelbaren Anwendbarkeit
von staatsvertraglich garantierten Marktzugangsrechten(2.).

1.  ImAllgemeinen

Die Gestaltung und Operationalisierung der Aussenwirtschaftspolitik ist im
Wesentlichen Bundessache.®° Der Bund handelt das einschlägige Staatsver-
tragsrecht aus und erlässt qua Gesetzes- und Verordnungsrecht die notwendi-
gen Umsetzungsmassnahmen. Die zuständigen Ressorts im Leistungsbereich
Aussenwirtschaftliche Fachdienste bzw. Welthandel des Staatssekretariats für
Wirtschaft SECO (WBF) dienenals primäre Anlaufstelle, um den Behörden wi-
derrechtliche Marktzutrittsbeschränkungen durch Nachbarstaaten zur Kennt-
nis zu bringen.’ Sofern sich die Probleme auf die bilateralen Abkommen mit
der EU beziehen, sind die Direktion für europäische Angelegenheiten DEA
oder das Ressort Europa/Zentralasien im Leistungsbereich Bilaterale Wirt-
schaftsbeziehungen des SECO zu kontaktieren. Gegebenenfalls werden so-
dann weitere Behördeninvolviert; dies gilt etwain Bezug auf personenfreizü-
gigkeitsrechtliche Fragen (Leistungsbereich Personenfreizügigkeit und Arbeits-
bedingungenderDirektion für Arbeit des SECO). Als Ansprechpartner können
selbstredend auch kantonale Behörden dienen, welche entsprechende Mel-
dungensodannselber bearbeiten oderan die zuständigen Bundesstellen wei-
terleiten. Die meisten Kantone unterhalten zu diesem Zweck Koordinations-
stellen für Aussenbeziehungen, welche in aller Regel als Stabstelle des Regie-
rungsrates bzw. der Staatskanzlei amten.?

 

5 Siehe oben Il.

® In der Schweiz fehlt - im Gegensatz zum EU-Recht (Verordnung Nr. 3286/94, sog. Trade
Barriers Regulation) - ein formelles Verfahren, um den Bundesbehörden problematische
Marktzutrittsbeschränkungenzur Kenntnis zu bringen und die Grundlagen dafür zu schaf-
fen, diplomatische Schritte - z.B. ein WTO-Streitbeilegungsverfahren - zu inititeren; Die-
bold/Oesch, S. 1534-1552.

Vgl. etwa <www.aussenbeziehungen.zh.ch> (Kanton Zürich); <www.aussenbeziehungen.
bs.ch> (Kanton Basel-Stadt); <www.aussenbeziehungen.sg.ch/home,html> (KantonSt. Gal-
len); <www.ag.ch/de/rr/strategie_rr/aussenbeziehungen/aussenbeziehungen.jsp> (Kan-
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Das SECOist für die strategische Umsetzung der Neuen Regionalpolitik {NRP)

verantwortlich; zuständig dafür ist das Ressort Regional- und Raumordnungs-

politik in der Direktion für Standortförderung. Den Kantonenfällt die Aufgabe

zu, die kantonalen Umsetzungsprogrammezu erarbeiten.

Die Kantone sindin aller Regel federführendbeider Selektion und Umsetzung

konkreter Projekte und Initiativen, welche etwa im Rahmen von INTERREG

oder andereninternationalen Foren der grenzüberschreitenden Zusammenar-

beit aufgegleist werden.

2. Durchsetzbarkeit von Marktzugangsrechten

Auf internationaler Ebene existieren nur ganz vereinzelt Streitbeilegungsme-

chanismen, welche angerufen werden können, um Streitigkeiten über die kor-

rekte Anwendung von wirtschaftsvölkerrechtlichen Marktzugangsrechten zu

schlichten. Dies trifft insbesondere auf das WTO-Recht zu. WTO-Panels und

der Appellate Body erlassen bindendeUrteile, welche von den unterliegenden

Staaten umgesetzt werden müssen. Ansonsten wird der obsiegende Staat er-

mächtigt, Strafzölle zu erheben.Dieses Verfahren ist zwischenstaatlich aus-

gestaltet; Private haben keinen direkten Zugang. Demgegenüber kennt der

Acquis Schweiz-EU kein unabhängiges Streitschlichtungsverfahren, um Un-

stimmigkeiten über die Anwendungder bilateralen Abkommenautoritativ zu

klären. Zwischenstaatlich stehen dafür allein gemischte Ausschüsse zur Verfü-

gung, wobei Entscheidungen konsensualgetroffen werden.??

Innerstaatlich hängt die Wirkung wirtschaftsvölkerrechtlicher Marktzugangs-

rechte wesentlich davon ab, ob sich betroffene Wirtschaftsteilnehmer vor na-

tionalen Verwaltungsbehörden und Gerichten direkt auf entsprechende Nor-

men berufen können.In aller Regelsteht es den Vertragsparteienfrei, über die

innerstaatliche Wirkung wirtschaftsvölkerrechtlicher Verpflichtungen zu ent-

scheiden.Nach herkömmlicherPraxis in der Schweiz müssenstaatsvertragli-

che Normen Rechte und Pflichten von Privaten zum Inhalt haben undjustizia-

bel, d.h. genügend bestimmt und klar sein, damitsie im konkreten Einzelfall als

 

ton Aargau); <www.aussenbeziehungen.tg.ch/xmI_67/internet/de/application/f1212.

cfm> (Kanton Thurgau); <www.sh.ch/Aussenbeziehungen.279.0.html> (Kanton Schaffhau-

sen).

ss Dazu etwa Oesch,Streitbeilegungsverfahren, 5. 192-203.

ss Dazu etwa Jaag/Zihlmann, Rz. 34-64.

” Vgl. für das WTO-Recht United States - Sections 301-310 ofthe Trade Act of 1974, WT/

DS152/R, Panel Report, angenommen am 27. Januar 2000, Rz. 7.72.
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Grundlage eines Entscheides dienen können und unmittelbar anwendbar
(self-executing) sind.?!

Die Praxis des Bundesgerichts zur unmittelbaren Anwendbarkeit von Wirt-
schafsvölkerrecht präsentiert sich uneinheitlich und wenig gefestigt.” In sei-
ner früheren Rechtsprechung hat das Bundesgericht staatsvertragliche und
innerstaatliche Normen jahrzehntelang nebeneinander angewandt, ohnesich
ausdrücklich zur direkten Anwendbarkeit zu äussern.” Erstmals prüfte es die
unmittelbare Anwendbarkeit von wirtschaftsvölkerrechtlichen Bestimmungen
1972 im Zusammenhang mit dem EFTA-Übereinkommen und beantwortete
diese Frage positiv.” Dem FHA von 1972 hat das Bundesgericht die direkte
Anwendbarkeit dagegen wiederholt abgesprochen, wobei hier vor allem auf
den Sinn und Zweck des Abkommensals «reines Handelsabkommen» abge-
stellt wurde.°® In jüngeren Urteilen hat das Bundesgericht die unmittelbare
Anwendung zumindest für gewisse Anwendungsbereiche nicht mehr katego-
risch ausgeschlossen.°® Eine Kehrtwende scheint das Bundesgericht in einem
Fall von 2005 vollzogen zu haben, in dem es eine Abgabe umfassend auf ihre
Vereinbarkeit mit dem FHA von 1972 überprüfte (ohne die unmittelbare An-
wendbarkeitallerdings ausdrücklich zu bejahen).” Ähnlich zurückhaltend hat
sich das Bundesgericht zur unmittelbaren Anwendbarkeit von WTO-Recht ge-
dussert. Die unmittelbare Anwendbarkeit des GATT 1947 verneinte es aus-
drücklich.”® Die weitere Praxis bleibt auch hier uneinheitlich. In einem Ent-
scheid zum GATS von 1999 bestätigte das Bundesgericht seine ablehnende
Haltung.” In anderen Urteilen wurde die unmittelbare Anwendbarkeit des
GATT 1994 bzw. des TRIPs-Abkommens und des GATS offengelassen.!” Dem-

 

»ı So etwa BGE 126 1240, E. 2b S. 242; BGE 124Il 90, E. 3a 5. 91; BGE 121 V 246, E. 2b
5.248f.; BGE 120 la1,E.5bS.11.

» Zum GanzenCottier/Arpagaus/Oesch, Rz. 55-58; Engelberger, 5. 89-135.
=  Jacot-Guillarmod, S. 144-146.
” BGE 98 Ib 385, E. 25. 387 ff.
> BGE 104 1V 175, E. 26 S. 179 f.: BGE 105 II 49, E. 3b 5. 60; vgl. auch BGE 118Ib 367, E. 6b

5. 378 f.; einzig die Ursprungsregeln hat das BGer unmittelbar angewendet, vgl. BGE 112
IV 53, E.2/35, 56 ff.; BGE 114 Ib 168.

° Urteil 2A.593/2005 vom 6. September 2006, E. 5.4; vgl. auch Urteil des BVGer A-8382/2007
vom 29. September 2008, E. 11.

” BGE 13111271, E.10S. 293 ff; dazu Wüger, Rz. 1-27.
® BGE1121b 183, E.3c$.189,
” BGE 125 II 293, E. Ad S. 305 f. - Die ComCom hat demgegenüber mit Entscheid vom

19. Februar 2004 die Entbündelung der letzten Meile u.a. gestützt auf die unmittelbare
Anwendbarkeit der spezifischen GATS-Verpflichtungsliste der Schweiz verfügt.

0 Zum GATT 1994 Urteil 2A.496/1996 vom 14. Juli 1997, E. 4b, abgedruckt in: Müller/Wild-
haber, S. 938; BGE 131 II 271, E. 10.6 5. 297; zum TRIPs-AbkommenBGE124Ill 277,E.2c
5. 284; BGE 124111 321, E. 2f S. 330; zum GATS Urteil 2A.503/2000 und 2A.505/2000 vom
3. Oktober 2001, E. 9; BGE 1311113, E.8.35. 38 ff,
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gegenüber haben schweizerische Verwaltungsbehörden und Gerichte das Ab-

kommenüberdas öffentliche Beschaffungswesen (GPA) wiederholt unmittel-

bar angewendet.'” In selbiger Selbstverständlichkeit werden Bestimmungen

der Bilateralen I und Il unmittelbar angewendet.!” Dasselbegilt auch für wei-

tere Staatsverträge, welche das multilaterale Regelwerk der WTO unddiebila-

teralen Präferenzabkommen mit der EU punktuell ergänzen, wenngleich sich

die Praxis dazu wenig ergiebig präsentiert.!”

Auch im EU-Recht besteht keine einheitliche Praxis zur Frage der unmittelba-

ren Anwendbarkeit von Wirtschaftsvölkerrecht. Auf der einen Seite hat der

Gerichtshof der EU (EuGH) die unmittelbare Anwendbarkeit diverser Freihan-

dels- und Assoziierungsabkommenmit Drittstaaten ausdrücklich bejaht. Auch

das FHA von 1972 mit der Schweiz gilt als unmittelbar anwendbar.!”* Auf der

anderenSeite versagt der EuGH individuellen Klägern, sich direkt auf WTO-

Recht zu berufen.!®

Die bisherige Praxis ist problematisch. Ihr fehlt eine hinreichende Kohärenz

und Auseinandersetzung mit den grundlegenden Problemen und Heraus-

forderungen des Wirtschaftsvölkerrechts. Die Gerichte haben ihre Rolle in

diesem Bereich noch nicht gefunden. Unbefriedigendist die zögerliche Aner-

kennung der unmittelbaren Anwendbarkeit staatsvertraglich garantierter

Marktzugangsrechte umso mehr, als die verfassungsrechtlich gewährleistete

Aussenwirtschaftsfreiheit in der Praxis nur über beschränkte Wirkkraft ver-

fügt.!®

 

ı0ı Vgl. etwa Urteil 2P.4/2000 vom 26. Juni 2000, E. 1d, abgedrucktin: ZBI 2001, S. 215ff.

102 Jaag, Rz. 4070-4021; Thürer/Hillemanns, Rz. 12-15; zur unmittelbaren Anwendbarkeit

des FZA etwa BGE 129 11 249, E. 3.3 S. 257 f.; BGE 130II 49, E. 4.2 S. 55; BGE 132 Il 135;

Urteil des BVGer C-89/2007 vom 2. Juli 2007, E. 3; Botschaft zur Genehmigungder sekto-

riellen Abkommen zwischen der Schweiz und der EG vom 23. Juni 1999, BBl 1999 6128,

5.6358, 6437.

ı03 Vgl. etwa BGE 106 Ib 125, E. 2b S. 127 f., betr. Niederlassungs- und Konsularvertrag zwi-

schen der Schweiz und Serbien von 1888 (SR 0.142.118.181).

1 Vgl. Rs. 104/81, Kupferberg, Sig. 1982 3641; Rs. 270/80, Polydor, Sig. 1982 329; beide

Male handelte es sich um das (mit dem FHA EG-Schweiz identische) FHA EG-Portugal.

205 Rs, C-149/96, Portugal, Sig. 1999 1-8395 (GATT 1994); Rs. C-120/06 P und C-121/06 P, Fl-

AMM, Sig. 2008 t-6513 (GATT 1994, inkl. Panel- und Appellate Body-Urteile). Gleichzeitig

hat der EuGH zwei Fallgruppen entwickelt, in denen EU-Recht substantiell im Licht von

WTO-Recht geprüft werden kann (konkrete Umsetzung spezifischer Verpflichtungen und

Fälle im Rahmender Trade Barriers Regulation); dazu Eeckhout, 5. 331-383.

1066 Siehe zum sachlichen Schutzbereich von Art. 27 BV als Aussenwirtschaftsfreiheit BGE 126

111 129, E. 6a 5. 141; BGE 124 II} 321, E. 2gS. 331; BGE 122 Ill 469, E. Sg/aa 5. 480; BGE 102

lb 227, E.b)S. 230; BGE 114 Ib 17, £. 55.23 f.; BGE 100 Ib 318, E. 3a $. 321; zur fehlenden
«Durchschlagskraft» Rhinow/Schmid/Biaggini/Uhlmann, 8 4 Rz. 101; Andrich, 5. 95-123;

Oesch, Gewaltenteilung, $. 287-299,
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V. Epilog

Die schweizerische Wirtschaft ist mit dem nahen Ausland engverflochten. Ak-

tuelle Aussenhandelsstatistiken belegen die volkswirtschaftlich hervorragen-

de Bedeutung des Handels zwischen den Grenzregionendies- und jenseits der

Landesgrenzen.'” Ein dichtes Netz von staatsvertraglich abgesicherten Markt-

zugangsregeln gewährleistet Rechts- und Planungssicherheit. Gemeinsame

Projekte zur Förderung von Netzwerken und Standortattraktivität ergänzen

das klassische Wirtschaftsvölkerrecht. Solche Projekte werden gleichermassen

von staatlichen Behörden wie von privaten Trägerschaften (wie etwa Handels-

und Industriekammern)initiiert. Gleichzeitig ist offenkundig, dass die Landes-

grenzen gleichsam als künstlich errichtete Barrieren den Handelsfluss beein-

trächtigen und entsprechend Kosten verursachen können."Spezialisierungs-

und Grössenvorteile können aufgrund umständlicher Zollabfertigungsverfah-

ren nicht optimal genutzt werden. Effiziente Zulieferersysteme scheitern an

unterschiedlichen Produktevorschriften. Aktuell macht schweizerischen Ge-

werbetreibenden, Detaillistten und Gastwirten vor allem auch der starke

Schweizer Frankenzu schaffen.

Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, dass sich die involvierten Behör-

den und privaten Netzwerke nach Kräften für eine stete Verbesserung der

guten Beziehungeneinsetzen. Der Bundesrat hat die Bedeutung der schweize-

rischen Grenzregionen aus Sicht der Standortförderungs- und Aussenwirt-

schaftspolitik im Aussenwirtschaftsbericht 2012 als Schwerpunktthema be-

handelt.'” Er hat sich ausdrücklich dafür ausgesprochen,die Beziehungen mit

den Nachbarstaaten weiter zu pflegen und zu vertiefen, nicht zuletzt auch im

Hinblick auf die Beziehungen der Schweiz zur EU im Allgemeinen. Des Weite-

ren hat der Bundesrat vor gut einem Jahr einen neuen Botschafterposten ge-

schaffen und einen Sonderbeauftragten für grenzüberschreitende Zusammen-

arbeit eingesetzt, um Konflikte in den Grenzregionenfrühzeitig zu erkennen

und zu entschärfen.Es bleibt zu hoffen, dass der Sonderbeauftragte (auch) im

Bereich der grenzüberschreitenden Handelsbeziehungen nur in Ausnahmefäl-

len als «präventiver Feuerwehrmann»"!"amten muss.

 

17 Siehe oben.

168 Aussenwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), 5. 1275-1276.

109 Aussenwirtschaftsbericht 2012 (Fn. 1), 5. 1273-1295.

110 NZZ vom 2. April 2013, $. 9; zurzeit bekleidet Botschafter Hans Jakob Roth das Amt des

Sonderbeauftragten.
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